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Vollstreckung wesentlich erschwert werden würde. Die Vollziehung des 
Arrestbefehls erfolgt durch die Zollverwaltung der Deutschen Demokra­
tischen Republik.“

31. Der VI. Abschnitt des Atomenergiegesetzes vom 28. März 1962 (GBl. I S. 47) 
in der Fassung des Gesetzes vom 23. Januar 1964 zur Änderung des Atom­
energiegesetzes (GBl. I S. 1) erhält folgende Fassung:

„VI. ABSCHNITT 

Straf- und Ordnungsstrafbestimmungen 

§10

Strafbestimmungen

Wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. gegen das staatliche Handelsmonopol des § 1 Abs. 4 verstößt
2. ohne die erforderliche Genehmigung eine Kemanlage errichtet, verändert 

oder betreibt, mit Ausgangsstoffen, Zwischenprodukten, Kernbrenn­
stoffen oder radioaktiven Stoffen verkehrt

3. einer in Durchführung dieses Gesetzes erlassenen gesetzlichen Bestimmung 
zuwiderhandelt, sofern darin auf diese Strafbestimmungen verwiesen wird

wird mit Geldstrafe, öffentlichem Tadel, Verurteilung auf Bewährung oder 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft.

§11
Ordnungsstrafbestimmungen

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig staatlich angeordnete Maßnahmen 
des Strahlenschutzes nicht ordnungsgemäß durchführt, erschwert oder ver­
hindert oder in leichten Fällen Zuwiderhandlungen nach § 10 begeht, kann mit 
Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 300 M belegt werden.

(2) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt dem Leiter 
der Staatlichen Zentrale für Strahlenschutz der Deutschen Demokratischen 
Republik.

(3) Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten gemäß Abs. 1 sind die hierzu 
ermächtigten Mitarbeiter der für die Überwachung zuständigen staatlichen 
Kontrollorgane befugt, eine Verwarnung mit Ordnungsgeld in Höhe von 
1, 3, 5 oder 10 M auszusprechen.

(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und den Aus­
spruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 
zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten — OWG — (GBl. I S. 101).“


